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Vergütungsbericht 2023 
 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wurde die männliche Sprachform gewählt. Die 11 88 0 
Solutions AG versichert, dass sie alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und andere Per-
sonen diskriminierungsfrei und gleichberechtigt betrachtet. 
 
Gemäß § 162 AktG haben Vorstand und Aufsichtsrat einer börsennotierten Gesellschaft jähr-
lich einen klaren und verständlichen Bericht über die im letzten Geschäftsjahr jedem einzelnen 
gegenwärtigen oder früheren Mitglied des Vorstands und des Aufsichtsrats von der Gesell-
schaft und von Unternehmen desselben Konzerns (§ 290 des Handelsgesetzbuches (HGB)) 
gewährte und geschuldete Vergütung zu erstellen.  
 
Dieser Vergütungsbericht beschreibt die individuell gewährte und geschuldete Vergütung der 
Mitglieder des Vorstands (Abschnitt I.) und des Aufsichtsrats (Abschnitt II.) der 11 88 0 Soluti-
ons AG im Geschäftsjahr 2023, d.h. im Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023. 
 
I. Vergütung der Vorstandsmitglieder 
 
Im Geschäftsjahr 2023 war Christian Maar Alleinvorstand der 11 88 0 Solutions AG. 
 
Die Vergütung des Vorstands der 11 88 0 Solutions AG basierte im Geschäftsjahr 2023 auf 
folgendem Vergütungssystem: 
 
Nach § 120a AktG hat die Hauptversammlung einer börsennotierten Gesellschaft über die 
Billigung des vom Aufsichtsrat vorgelegten Vergütungssystems für die Vorstandsmitglieder 
gemäß § 87a AktG bei jeder wesentlichen Änderung des Vergütungssystems, mindestens je-
doch alle vier Jahre, zu beschließen. Das Vergütungssystem des Vorstands findet für alle 
künftig neu abzuschließenden Anstellungsverträge mit Vorstandsmitgliedern sowie für die Ver-
längerung bereits bestehender Anstellungsverträge mit Vorstandsmitgliedern Anwendung. 
 
Der von der Hauptversammlung der 11 88 0 Solutions AG zu fassende Beschluss nach § 120a 
AktG erfolgte gemäß § 26j Abs. 1 Satz 1 EG-AktG erstmals in der ordentlichen Hauptversamm-
lung am 16. Juni 2021. 
 
Bei der Festlegung der Vergütung und Leistungskriterien des Vergütungssystems 2021 orien-
tiert sich der Aufsichtsrat insbesondere an folgenden Zielen:  

- Die Vergütung des Vorstandsmitglieds ist leistungsbezogen und steht in einem ange-
messenen Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen des Vorstandsmitglieds sowie 
dem Unternehmenserfolg. Die Vergütung ist im Verhältnis zu vergleichbaren Unterneh-
men marktüblich und wettbewerbsfähig.  
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- Das Vergütungssystem trägt zur Förderung der Unternehmensstrategie und zur lang-
fristigen Entwicklung der Gesellschaft bei.  

- Durch die ausgewählten Leistungskriterien wird eine Harmonisierung der Interessen 
der 11 88 0-Gruppe und ihrer Mitarbeiter, der Aktionäre der Gesellschaft, der Kunden 
und sonstiger Stakeholder erreicht. Bei der Auswahl der Leistungskriterien achtet der 
Aufsichtsrat auch auf eine Harmonisierung der Zielvorgaben des Vorstands mit den 
Zielvorgaben der weiteren Führungskräfte in der 11 88 0-Gruppe.  

- Im Rahmen der Festlegung der Vergütung berücksichtigt der Aufsichtsrat auch die Ver-
gütung der Mitarbeiter der Gesellschaft.  

- Zum Zwecke der Ausrichtung der Vergütung auf eine langfristige und nachhaltige Ent-
wicklung der Gesellschaft überwiegen die variablen langfristigen Vergütungsbestand-
teile die kurzfristig variablen Vergütungsbestandteile.  

- Bei der Ermittlung der Höhe der variablen Vergütung werden auch nicht-finanzielle 
Leistungskriterien berücksichtigt, insbesondere auch, um den persönlichen Beitrag des 
Vorstandsmitglieds zur Unternehmensentwicklung angemessen zu berücksichtigen. 

 
Das von der Hauptversammlung am 16. Juni 2021 gebilligte „Vergütungssystem 2021“ des 
Vorstands sah zudem vor, dass die langfristige variable Vergütung (Long-Term-Incentive, LTI) 
als LTI-Cash-Bonus gewährt wird. Darüber hinaus konnte der Aufsichtsrat vorsehen, dass der 
LTI-Cash-Bonus bei Fälligkeit der Auszahlung teilweise in virtuelle Aktien der Gesellschaft an-
gelegt wird. 
 
Der Aufsichtsrat hat, basierend auf den Vorarbeiten seines Personalausschusses, am 28. April 
2022 die Änderung von Abschnitt 4.2.2 des Vergütungssystems 2021 beschlossen. Das „Ver-
gütungssystem 2022“ des Vorstands sieht nunmehr vor, dass der LTI-Bonus nicht ausschließ-
lich in bar, sondern auch in Aktien der Gesellschaft oder in Optionen auf Aktien der Gesell-
schaft gewährt werden kann. Diese Möglichkeit stellte eine wesentliche Änderung des Vergü-
tungssystems des Vorstands dar und war der Hauptversammlung am 14. Juni 2022 deshalb 
erneut zur Billigung vorzulegen. Die Hauptversammlung hat am 14. Juni 2022 das Vergütungs-
system 2022 des Vorstands der 11 88 0 Solutions AG gebilligt. 
 
Vollständige Beschreibungen des „Vergütungssystems 2021“ und des „Vergütungssystems 
2022“ für den Vorstand und den Aufsichtsrat sind über die Internetseite unter 
https://ir.11880.com/verguetung-vorstand-und-aufsichtsrat öffentlich zugänglich. 
 
Im Zuge der vom Aufsichtsrat der Gesellschaft am 05. November 2021 beschlossenen erneu-
ten Bestellung von Christian Maar für die Zeit vom 1. April 2022 bis zum 31. März 2027 zum 
Mitglied des Vorstands der Gesellschaft wurde der Anstellungsvertrag am 9. November 2021 
neu abgeschlossen. Somit findet auf den Anstellungsvertrag grundsätzlich das Vergütungs-
system 2021 Anwendung. 
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Der aktuelle Anstellungsvertrag von Christian Maar sieht in Ziff. 2.4 vor, dass sich Aufsichtsrat 
und Vorstand vorbehalten, den zu gewährenden LTI-Bonus im Nachgang zur ordentlichen 
Hauptversammlung 2022 dergestalt anzupassen, dass der LTI-Bonus nicht in bar, sonders 
ceteris paribus in Aktien der Gesellschaft oder in Optionen auf Aktien der Gesellschaft gewährt 
werden kann, sofern das von der Hauptversammlung zu beschließende Vergütungssystem 
diese Möglichkeit künftig vorsehen würde. Diese Möglichkeit sieht das Vergütungssystem 
2022 nunmehr vor. Eine solche Anpassung des Anstellungsvertrages ist aber bislang noch 
nicht erfolgt. 
 
2. Vergütung des Vorstands der Gesellschaft im Geschäftsjahr 2023 

 
2.1 Struktur der Vergütung des Vorstands  

 
Die dem einzigen im Geschäftsjahr 2023 amtierenden Vorstandsmitglied Christian 
Maar gewährte Vergütung entspricht den Vorgaben des „Vergütungssystems 2021“, 
die wie nachfolgend dargestellt angewendet wurden.   
 
Die Vergütung von Christian Maar setzt sich aus festen (erfolgsunabhängigen) sowie 
variablen (erfolgsabhängigen) Vergütungsbestandteilen zusammen. Die feste, erfolgs-
unabhängige Vergütungskomponente besteht aus der Grundvergütung sowie Sach- 
und sonstigen Bezügen (Nebenleistungen). Darüber hinaus ist im Todesfall von Chris-
tian Maar eine Hinterbliebenenversorgung vereinbart. Die festen (erfolgsunabhängi-
gen) Vergütungsbestandteile des Vorstands bestanden im Geschäftsjahr 2023 aus ei-
ner Grundvergütung in Höhe von 440.000 EUR. Die variablen, erfolgsabhängigen Ver-
gütungsbestandteile bestehen aus  
 
(i) kurzfristigen variablen Bestandteilen in Form eines jährlichen Bonus sowie  
(ii) langfristigen variablen Bestandteilen in Form von an langfristigen Leistungskri-

terien ausgerichteter Boni („LTI Bonus“). 
 
Die kurzfristige jährliche variable Vergütung besteht in Höhe von 60% aus einem Per-
formance Bonus für die Erreichung finanzieller Ziele („Performance Bonus“) und in 
Höhe von 40% aus einem Qualitativen Bonus für die Erreichung nicht-finanzieller Ziele 
(„Qualitativer Bonus“). Jeweils im ersten Quartal eines jeden Geschäftsjahres wird 
eine Zielvereinbarung hinsichtlich der finanziellen und nicht-finanziellen Ziele abge-
schlossen, auf deren Grundlage die Bemessung dieser variablen Vergütung für das 
Geschäftsjahr erfolgt. Der konkrete Betrag wird dabei in Abhängigkeit der Zielerrei-
chung festgelegt. Bei einer Unter- bzw. Überschreitung der Zielvorgaben für den Per-
formance Bonus und/oder den Qualitativen Bonus erfolgt eine entsprechende prozen-
tuale Anpassung, wobei bei einer Überschreitung der festgelegten Ziele der Maximal-
betrag sowohl des Performance Bonus als auch des Qualitativen Bonus auf das 1,2-
fache des Zielbetrages begrenzt ist. Liegt die Zielerreichung für den Performance Bo-
nus und/oder für den Qualitativen Bonus unter 80% wird der betreffende Bonus auf 0 
gekürzt.  
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Performance Bonus 

Der Grad der Zielerreichung hinsichtlich des Performance Bonus wird unmittelbar nach 
Feststellung des Jahresabschlusses für das jeweilige Geschäftsjahr, für das die Ziele 
vereinbart wurden, durch den Aufsichtsrat ermittelt und festgelegt. Von dem Perfor-
mance Bonus kommen 60% mit der jeweils unmittelbar folgenden regelmäßigen Ge-
haltsabrechnung zur Auszahlung. Der verbleibende Teil des Performance Bonus (40%) 
wird in virtuelle Aktien der Gesellschaft umgewandelt („Deferral“). Der maßgebliche 
Aktienkurs für den Wert der virtuellen Aktien im Zeitpunkt der Umwandlung ist der arith-
metische Mittelwert des Schlusskurses der Aktie der 11 88 0 Solutions AG im XETRA-
Handel der Frankfurter Wertpapierböse (oder des Nachfolgesystems) an den Börsen-
handelstagen in den letzten drei Monaten vor Feststellung des Jahresabschlusses für 
das Geschäftsjahr, für das die Ziele vereinbart wurden.  

 
Nach Ablauf einer Haltefrist von zwei Jahren nach Umwandlung wird der Wert der vir-
tuellen Aktien ermittelt und ausgezahlt. Der maßgebliche Aktienkurs für den Wert der 
virtuellen Aktien zum Zeitpunkt der Ermittlung ist der arithmetische Mittelwert der 
Schlusskurse der Aktie der 11 88 0 Solutions AG im XETRA-Handel der Frankfurter 
Wertpapierböse (oder des Nachfolgesystems) an den Börsenhandelstagen in den letz-
ten drei Monaten vor Feststellung des Jahresabschlusses für das jeweils übernächste 
Geschäftsjahr, für das die Ziele vereinbart wurden. Dem so ermittelten Wert der virtu-
ellen Aktien werden etwaige, während der Haltefrist an die Aktionäre ausgeschüttete 
Dividenden hinzugerechnet.  
 
Unabhängig von der Kursentwicklung und/oder etwaigen Dividendenzahlungen beträgt 
der Gesamtwert der virtuellen Aktien höchstens 120% des nach dem arithmetischen 
Mittelwert berechneten Ausgangswerts der virtuellen Aktien bei der Umwandlung der 
variablen Vergütung in die virtuellen Aktien. Liegt der Gesamtwert der virtuellen Aktien 
nach Ablauf der Haltefrist unter 50%, werden die virtuellen Aktien nicht ausbezahlt, der 
einbehaltene Performance-Bonus (40%) wird damit auf 0 gekürzt. 
 
Qualitativer Bonus 
Der Erreichungsgrad der nicht-finanziellen Zielvorgaben wird im ersten Quartal des 
Folgegeschäftsjahres ermittelt und durch den Aufsichtsrat festgelegt. Der sich hieraus 
ergebende Qualitative Bonus wird mit dem nächsten regelmäßigen Gehaltslauf unmit-
telbar ausgezahlt. 
 
LTI Cash-Bonus 
Die langfristige variable Vergütung soll das langfristige Engagement des Vorstandsmit-
glieds für das Unternehmen und sein nachhaltiges Wachstum im Zeitraum 01. Januar 
2022 bis zum 31. Dezember 2026 fördern. Der LTI Cash-Bonus besteht aus drei Pro-
jektboni in Höhe von maximal 200.000 EUR, 1.500.000 EUR und 800.000 EUR.  
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Der Appreciation Value-Bonus (oder auch „AV-Bonus“) in Höhe von maximal 200.000 
EUR knüpft an die einmalige oder mehrmalige Zuführung frischen Kapitals oder wert-
haltiger Sacheinlagen im Zuge von Kapitalerhöhungen gegen Einlagen durch Aus-
gabe neuer Aktien der Gesellschaft in Höhe von insgesamt 10% des Grundkapitals 
zum Gewährungszeitpunkt in Höhe von 24.915.200 EUR an. 

 
Der Cash-Generation-Bonus (oder auch „CG-Bonus“) in Höhe von maximal 1.500.000 
EUR knüpft an die Schaffung operativer Ertragskraft der Gesellschaft an. Er entsteht, 
wenn folgende Voraussetzungen kumulativ erfüllt sind: 

i) Der Nettozufluss finanzieller Mittel aus der operativen Geschäftstätigkeit des 11880 
Solutions AG Konzerns („Free Cash Flow“) muss mindestens 1,5 Mio. EUR 
(„Schwellenwert“) im Geschäftsjahr 2026 betragen. 

Die Ermittlung des Free Cash Flow erfolgt dabei auf Grundlage des geprüften und 
gebilligten Konzernabschlusses 2026 der 11880 Solutions AG Gruppe. Der Free 
Cash Flow ergibt sich aus der Summe aus dem Cashflow der betrieblichen Tätigkeit 
und dem Cashflow aus Investitionstätigkeit. Die Berechnung dieser beiden Größen 
erfolgt in Anlehnung an die im Geschäftsbericht 2020 der 11880 Solutions AG -
Gruppe auf den Seiten 58/59 (deutsche Fassung) dargestellte Herleitung unter Ein-
bezug der dortigen Einzelpositionen. 

ii) Weiterhin muss die vom Vorstand am Ende des Geschäftsjahres 2026 aufgestellte 
und vom Aufsichtsrat genehmigte Drei-Jahres-Planung für die nachfolgenden Ge-
schäftsjahre 2027 – 2029 für jedes einzelne Geschäftsjahr jeweils einen höheren 
Cash Flow als der für 2026 definierte Schwellenwert vorsehen. Der CG-Bonus ist 
nicht zurückzuzahlen, wenn die Drei-Jahres-Planung – ex post betrachtet – nicht 
eintritt. 

 
Der Wachstums-Bonus (oder auch „W-Bonus“) in Höhe von maximal 800.000 EUR 
knüpft an das nachhaltige Wachstum der Gesellschaft an. Er entsteht, wenn folgende 
Voraussetzungen kumukativ erfüllt sind: 
 
i) Der Umsatz des Geschäftssegments Digital des 11880 Solutions AG Konzerns 

(„Umsatz Digital“) muss mindestens 60 Mio. EUR („Schwellenwert 1“) in einem oder 
mehreren Geschäftsjahren im Zeitraum 2022 - 2026 betragen und in der Summe 
dieser fünf Geschäftsjahre („Kumulierter Umsatz Digital 2022 – 2026“) wenigstens 
270 Mio. EUR („Schwellenwert 2“) betragen. 

Die Ermittlung des Umsatzes Digital erfolgt dabei auf Grundlage der jeweils geprüf-
ten und gebilligten Konzernabschlüsse der 11880 Solutions AG Gruppe. Die Be-
rechnung des Umsatzes Digital erfolgt in Anlehnung an die im Geschäftsbericht 
2020 der 11880 Solutions AG-Gruppe auf den Seiten 116/117 (deutsche Fassung) 
getroffene Zuordnung zu dem Geschäftssegment Digital und umfasst die Geschäfts-
bereiche Media und Software. 

ii) Weiterhin muss die vom Vorstand am Ende des Geschäftsjahres 2026 aufgestellte 
und vom Aufsichtsrat genehmigte Drei-Jahres-Planung für die nachfolgenden Ge-
schäftsjahre 2027 – 2029 einen höheren kumulierten Umsatz Digital als der kumu-
lierte Umsatz Digital 2024 – 2026 erreichte vorsehen. Der W-Bonus ist nicht zurück-
zuzahlen, wenn die Drei-Jahres-Planung – ex post betrachtet – nicht eintritt. 
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Der LTI Cash-Bonus ist auf fünf Jahre bis zum 31. Dezember 2026 angelegt und wird 
insgesamt, sofern alle erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sein werden, innerhalb 
von 30 Geschäftstagen nach Billigung des geprüften Konzernabschlusses für das Ge-
schäftsjahr 2026 zur Zahlung fällig. 
 

2.2 Höhe der Vergütung 
 
Die nachfolgende Tabelle gibt die dem Vorstandsmitglied Christian Maar im Geschäfts-
jahr 2023 gewährte und geschuldete Vergütung im Sinne des § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG 
wieder, aufgeteilt nach festen und variablen Vergütungsbestandteilen sowie deren je-
weiligen Anteil an der Gesamtsumme. Dabei wird darauf hingewiesen, dass die Ge-
sellschaft die Begriffe „gewährt“ und „geschuldet“ im Hinblick auf die Vergütung im Ein-
klang mit der Gesetzesbegründung zum ARUG II wie folgt anwendet: 
 
- Eine Vergütung ist „gewährt“ im Sinne des § 162 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG, 

wenn sie dem Organmitglied faktisch, d.h. tatsächlich, zufließt und damit in sein 
Vermögen übergeht („Zuflussprinzip“, vgl. Begründung zum Regierungsent-
wurf ARUG II, BT-Drs. 19/9739, S.111, Begründung Beschlussempfehlung BT-
Rechtsausschuss ARUG II, BT-Drs. 19/15153, S. 53). Die Gesellschaft gibt da-
her als „gewährte“ Vergütung im Sinne des § 162 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG die-
jenigen Leistungen an, die dem Vorstandsmitglied im Geschäftsjahr 2023 tat-
sächlich zugeflossen sind, insbesondere durch Zahlung an das Vorstandsmit-
glied.  

 
- Eine Vergütung ist „geschuldet“ im Sinne des § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG, wenn 

die Gesellschaft eine rechtlich bestehende Verpflichtung gegenüber dem Or-
ganmitglied hat, die fällig, aber noch nicht erfüllt ist (Begründung zum Regie-
rungsentwurf ARUG II, BT-Drs. 19/9739, S.111, Begründung Beschlussemp-
fehlung BT-Rechtsausschuss ARUG II, BT-Drs. 19/15153, S. 53). 

 
Dementsprechend enthält die nachfolgende Tabelle die für das Geschäftsjahr 2023 
gezahlte feste Vergütung sowie variable Vergütungsbestandteile, die im Geschäftsjahr 
2023 an das Vorstandsmitglied gezahlt und damit gemäß den vorstehenden Erläute-
rungen „gewährt“ wurden.  
 
Dies betrifft im Einzelnen: 
 
- 60% des Performance Bonus für das Geschäftsjahr 2022, 
- 40% des Performance Bonus (Deferral) für das Geschäftsjahr 2020 und 
- den Qualitativen Bonus für das Geschäftsjahr 2022.  
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Der Anteil von 40% des Performance Bonus, also der Deferral für das Geschäftsjahr 
2021 und 2022, ist dagegen nicht in der nachstehenden Tabelle enthalten, da dieser 
erst im Jahr 2024 bzw. 2025 fällig wird und daher im Geschäftsjahr 2023 weder „ge-
währt“ noch „geschuldet“ im Sinne des § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG ist. Dasselbe gilt für 
den gesamten Performance Bonus und den Qualitativen Bonus für das Geschäftsjahr 
2023, da diese erst im Jahr 2024 bzw. im Fall des Deferrals im Jahr 2026 fällig werden. 
Dasselbe gilt zudem für den LTI-Bonus, der innerhalb von 30 Geschäftstagen nach 
Billigung des geprüften Konzernabschlusses 2026, mithin im Jahr 2027 fällig wird und 
daher ebenfalls im Geschäftsjahr 2023 weder gewährt noch geschuldet i.S.d. § 162 
Abs. 1 Satz 1 AktG ist. Über diese Vergütungsbestandteile wird daher in dem Vergü-
tungsbericht für das jeweilige Geschäftsjahr berichtet werden.  
 
Die im abgelaufenen Geschäftsjahr 2023 gewährte und geschuldete Vergütung 
des gegenwärtigen Vorstands setzt sich wie folgt zusammen:  
 
 (EUR) Prozentualer Anteil 

(in %) 
Grundvergütung 440.000 78 
Nebenleistungen 38.574 7 
60% des Performance Bonus für das Ge-
schäftsjahr 2022 

0 0 

40% des Performance Bonus (Deferral) für das 
Geschäftsjahr 2020 

27.158 5 

Qualitativer Bonus für das Geschäftsjahr 2022 59.888 10 
Gesamtsumme 565.620 100 

 
2.3 Leistungskriterien für die variable Vergütung 

 
Für die kurzfristige variable Vergütung gibt der Aufsichtsrat für das jeweilige Geschäfts-
jahr Leistungskriterien vor, anhand deren Zielerreichung sich die Höhe des auszuzah-
lenden Bonus bemisst. Die Leistungskriterien, die der Aufsichtsrat für das Geschäfts-
jahr 2020 und 2022 vorgegeben hat, richteten sich an den strategischen und operativen 
Zielen der Gesellschaft und des 11 88 0 Solutions-Konzerns aus, insbesondere im Hin-
blick auf das Erreichen von wirtschaftlichen und finanziellen Zielen.  
 
Im Einzelnen: 
 
Die vom Aufsichtsrat für den Performance Bonus für das Geschäftsjahr 2022 vor-
gegebenen Leistungskriterien, deren Gewichtung sowie die Zielerreichung und die sich 
daraus ergebende Auszahlung des Performance Bonus sind in der nachstehenden Ta-
belle aufgeführt.  
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Vorgegebenes Ziel  Vorgegebe-
ner  
Zeitraum für 
die Zielerrei-
chung 

Gewichtung 
(in %) 

Art der  
Zielerrei-
chung (Maß-
nahme) 

Grad der 
Zielerrei-
chung (in %) 

Umsatz 11880-Gruppe 
inkl.dem Tochterunterneh-
men Fairrank 
in Mio.€ (deferred) 
 

min 80% 56,3 

 100% 58,3 
max 120% 60,3 

 

 01.01. bis 
31.12.2022 

50 56,02 Mio. 
EUR 

0 

EBITDA 11880-Gruppe  
in Mio.€ 
 

min 80% 3,5 

 100% 3,9 

max 120% 4,7 
 

 01.01. bis 
31.12.2022 

50 2,38 Mio. 
EUR 

0 

    Grad der 
Zielerrei-
chung  
GESAMT:  

0 % 
 
Die vom Aufsichtsrat für den Performance Bonus für das Geschäftsjahr 2020 vor-
gegebenen Leistungskriterien, deren Gewichtung sowie die Zielerreichung und die sich 
daraus ergebende Auszahlung des Performance Bonus sind in der nachstehenden Ta-
belle aufgeführt. 
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Vorgegebenes Ziel  Vorgegebe-
ner  
Zeitraum für 
die Zielerrei-
chung 

Gewichtung 
(in %) 

Art der  
Zielerrei-
chung (Maß-
nahme) 

Grad der 
Zielerrei-
chung (in %) 

Umsatz 11880-Gruppe  
in Mio.€ (deferred) 
 

min 80% 46,6 

 100% 48,6 

max 120% 50,6 
 

01.01. bis 
31.12.2020 

50 49,5 Mio. 
EUR 

108,7 

EBITDA 11880-Gruppe 
in Mio.€ (deferred) 
 

min 80% 1,5 

 100  2,5 
ma  120  2,8 

 

 01.01. bis 
31.12.2020 

50 2,9 Mio. EUR 120,0 

    Grad der 
Zielerrei-
chung  
GESAMT:  
114,35 
 

 
Die vom Aufsichtsrat für den Qualitativen Bonus für das Geschäftsjahr 2022 vorge-
gebenen Leistungskriterien, deren Gewichtung sowie die Zielerreichung und die sich 
daraus ergebende Auszahlung des Qualitativen Bonus sind in der nachstehenden Ta-
belle aufgeführt. 
 
Vorgegebenes 
Ziel  

Vorgegebener  
Zeitraum für 
die Zielerrei-
chung 

Gewichtung 
(in %) 

Art der  
Zielerreichung 
(Maßnahme) 

Grad der Ziel-
erreichung 
(in %) 

Umsatz Digital 
(SW/Media) 
in Mio.€ (defer-
red)  
 
 46,5 Mio. EUR  

 01.01. bis 
31.12.2022 

50 43,66 Mio. EUR 93,88 
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Vorgegebenes 
Ziel  

Vorgegebener  
Zeitraum für 
die Zielerrei-
chung 

Gewichtung 
(in %) 

Art der  
Zielerreichung 
(Maßnahme) 

Grad der Ziel-
erreichung 
(in %) 

Umsatz Call Cen-
ter Services  
in Mio.€ 
 
 5,3 Mio. EUR  

 01.01. bis 
31.12.2022 

50 7,06 Mio. EUR 120,0 

    Grad der Ziel-
erreichung  
GESAMT:  

106,94  
 
Die Transformationsziele im Jahr 2022 beinhalten die strategischen Ziele des Unter-
nehmens, den Wachstumsmarkt Digital auszubauen, insbesondere unter Beachtung 
der Steigerung der Kundenanzahl und des Kundenwertes sowie den degenerierenden 
Bereich der klassischen Telefonauskunft durch Call Center-Drittgeschäft zu kompen-
sieren. 
 
Vor dem Hintergrund der Zielerreichung (in Prozent) ergibt sich die folgende Auszah-
lung des Performance Bonus für das Geschäftsjahr 2022: 
 
In Aussicht gestellter Per-
formance Bonus für das  
Geschäftsjahr 2022 
(maximal 120%, EUR) 

Grad der Zielerreichung 
(in %) 

Performance Bonus für 
das Geschäftsjahr 2022 
(60%) 
(EUR) 
 

60.480 0 0 

 
Vor dem Hintergrund der Zielerreichung (in Prozent) ergibt sich die folgende Auszah-
lung des Performance Bonus für das Geschäftsjahr 2020 (Deferral): 
 
In Aussicht gestellter Per-
formance Bonus für das  
Geschäftsjahr 2020 
(maximal 120%, EUR) 

Grad der Zielerreichung 
(in %) 

Performance Bonus für 
das Geschäftsjahr 2020 
(40%) nach Umwandlung 
des Deferral 
(EUR) 
 

46.106 114,35 27.158 
 

Nach Ablauf der Haltefrist von 2 Jahren im Jahr 2023 war für die Ermittlung des Defer-
rals der arithmetische Mittelwert der Schlusskurse im Xetra-Handel Frankfurt an den 
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Börsenhandelstagen in den letzten 3 Monaten vor Feststellung des Jahresabschlusses 
2022 maßgeblich.  
 
Vor dem Hintergrund der Zielerreichung (in Prozent) ergibt sich die folgende Auszah-
lung des Qualitativen Bonus für das Geschäftsjahr 2022: 
 
In Aussicht gestellter 
Qualitativer Bonus für das  
Geschäftsjahr 2022 
(maximal 120%, EUR) 

Grad der Zielerreichung 
(in %) 

Qualitativer Bonus für das 
Geschäftsjahr 2022 
(EUR) 
 

67.200 106,94 59.888 
 

2.4 Vergleichende Darstellung 
 
Die nachfolgende Tabelle zeigt eine vergleichende Darstellung der jährlichen Verän-
derung der Vergütung des Vorstands mit der Ertragsentwicklung der Gesellschaft der 
letzten fünf Jahre: 
 

 2023  
gegenüber 

2022 

2022  
gegenüber  

2021 

2021  
gegenüber  

2020* 

2020 
gegenüber  

2019* 

2019 
gegenüber  

2018* 

Entwicklung Vorstandsvergütung (in %) 
Christian Maar -7 5 2 12 5 

Entwicklung der Vergütung der Arbeitnehmer auf Vollzeitäquivalenzbasis (in %) 
Oberer 

Führungskreis 
-9 2 -4 -2 2 

Belegschaft 16 7 4 6 0 

Ertragsentwicklung (in %) 

Jahres- 
ergebnis1 

19,2 -43,33 52,9 -19,3 68,2 

EBIT (Konzern)2 17,3 -922,83 87,6**3 -26,1 30,8 

 

*Die zugrunde gelegte Gesamtvergütung der Geschäftsjahre bis 2020 ist die Gesamtvergütung gemäß 

Vergütungsbericht des jeweiligen Geschäftsjahres (für den Vorstand gemäß Zuflusstabelle des Deutschen 

Corporate Governance Kodex in der Fassung vom 7. Februar 2017). Die Ermittlung der Gesamtvergütung 

für den Vorstand für die Geschäftsjahre bis 2020 nach der Zuflusstabelle des Deutschen Corporate 
 

1 Das Jahresergebnis ist der Jahresüberschuss bzw. -fehlbetrag der 11 88 0 Solutions AG (Einzelab-
schluss) gemäß § 275 Abs. 2 Nr. 17 HGB. 
2 Die 11 88 0 Solutions AG definiert das EBIT auf Konzernebene wie folgt: Konzernergebnis vor Zinsen 
und Steuern. 
** Korrigierte Umsatzzahl im Bereich Media nach Fehlerkorrektur  
3 Rückwirkende Anpassung an die geprüften, testierten und veröffentlichten Konzern-Jahresabschlüsse 
/ HGB-Abschlüsse der 11880 Solutions AG, da im Jahr 2022 und 2021 vorläufige Daten verwendet 
wurden, die aufgrund Nachbuchungen und Prüfungsfeststellungen Änderungen unterlegen haben. 

11



 12 

Governance Kodex 2017 weicht von der Ermittlung der Gesamtvergütung für den Vorstand für 2021 ab. 

Denn anders als nach den oben unter Abschnitt 2.2 dargestellten Grundsätzen zu der Auslegung der 

„gewährten und geschuldeten“ Vergütung wurde unter dem Deutschen Corporate Governance Kodex 

2017 in der Zuflusstabelle auch ein im Berichtsjahr „erdienter“ Bonus berücksichtigt, auch wenn dieser im 

Berichtsjahr noch nicht fällig oder gezahlt wurde. 

 
2.5 Aktien und Aktienoptionen 

 
Dem Vorstand wurden in der Vergangenheit weder Aktien noch Aktienoptionen ge-
währt oder zugesagt. Der Anstellungsvertrag von Christian Maar sieht in Ziff. 2.4 vor, 
dass sich Aufsichtsrat und Vorstand vorbehalten, den zu gewährenden LTI-Bonus im 
Nachgang zur ordentlichen Hauptversammlung 2022 dergestalt anzupassen, dass der 
LTI-Bonus nicht in bar, sonders ceteris paribus in Aktien der Gesellschaft oder in Opti-
onen auf Aktien der Gesellschaft gewährt werden kann, sofern das von der Hauptver-
sammlung zu beschließende Vergütungssystem diese Möglichkeit künftig vorsehen 
würde. Die Möglichkeit sieht das Vergütungssystem 2022 nunmehr vor. Eine solche 
Anpassung des Anstellungsvertrages ist aber bislang noch nicht erfolgt. 
 

2.6 Keine Rückforderung variabler Vergütungsbestandteile  
 
Die Gesellschaft hatte im Jahr 2023 keinen Anlass, variable Vergütungsbestandteile 
zurückzufordern und hat insofern auch keine variablen Vergütungsbestandteile vom 
Vorstand zurückgefordert. 
 

2.7 Berücksichtigung des Beschlusses der Hauptversammlung nach § 120a Abs. 4, 
5 AktG 
 
Gemäß § 162 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 AktG ist auch eine Erläuterung in den Vergütungs-
bericht aufzunehmen, wie der Beschluss der Hauptversammlung über den Vergütungs-
bericht nach § 120a Abs. 4 AktG oder die Erörterung des Vergütungsberichts nach 
§ 120a Abs. 5 AktG berücksichtigt wurde.  
 
Der Vergütungsbericht wurde der Hauptversammlung gemäß § 120a Abs. 4 AktG zur 
Beschlussfassung über die Billigung vorgelegt. Der Vergütungsbericht 2022 wurde von 
den abstimmungsberechtigten Aktionären mit 99,99% gebilligt.  
 
Da es keine Kritik der Aktionäre an dem Vergütungsbericht 2022 gab, bestand kein 
Anlass des Aufsichtsrats, Veränderungen am Vergütungsbericht vorzunehmen. 
 

2.8 Einhaltung der Maximalvergütung 
 
Das maßgebliche Vergütungssystem 2021 sieht für das Vorstandsmitglied eine Maxi-
malvergütung in Höhe von 1.250.000 EUR vor. Die Maximalvergütung bezieht sich auf 
die Summe aller Werte, die aus den Vergütungsregelungen in einem Geschäftsjahr 
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resultieren, d.h. die Summe der Grundvergütung, Nebenleistungen und kurzfristigen 
und langfristigen variablen Vergütungsbestandteile. 
 
Die Christian Maar in 2023 „gewährte und geschuldete“ Vergütung (wie vorstehend 
unter Abschnitt 2.1 ausgeführt) i.S.d. § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG belief sich auf 
EUR 565.620 (TEUR 566). Über die Einhaltung der Maximalvergütung für das Ge-
schäftsjahr 2023 wird im Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2027 berichtet wer-
den, da erst in dem Geschäftsjahr die konkrete Höhe des LTI Cash-Bonus ermittelt 
wird. 
 
Die vorstehenden Angaben basieren auf der unter Abschnitt 2.1 angegebenen Ausle-
gung der Begriffe „gewährt“ und „geschuldet“ in § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG und berück-
sichtigen dementsprechend alle im Geschäftsjahr 2023 an den Vorstand gezahlte Ver-
gütungsbestandteile. Die Maximalvergütung kann hierbei immer erst rückwirkend über-
prüft werden. Und zwar dann, wenn die Auszahlung des Performance Bonus (Deferral) 
für das Geschäftsjahr 2023 feststeht. 
 

2.9 Zusagen für den Fall der vorzeitigen Beendigung der Tätigkeit 
 
Für den Fall der vorzeitigen Beendigung des Anstellungsvertrages wegen vorzeitigen 
Widerrufs der Bestellung zum Vorstandsmitglied oder wegen vorzeitiger Amtsniederle-
gung aus wichtigem Grund gilt eine zweistufige Abfindungsregelung:  
 
In der ersten Stufe erhält der Vorstand eine auf seiner bisherigen durchschnittlichen 
monatlichen Grundvergütung gemäß Anstellungsvertrag basierende Abfindung. Als 
Referenzwert I. wird dabei der Durchschnitt der bis zum Beendigungszeitpunkt gemäß 
Kündigung gezahlten/zu zahlenden monatlichen fixen Vergütung angesetzt. Dieser Re-
ferenzwert wird mit der Anzahl der noch verbleibenden Monate der Restlaufzeit (bei 
nicht vollen Monat entsprechend anteilig) des Anstellungsvertrages multipliziert (Abfin-
dung I.). Zudem erhält der Vorstand bei vorzeitiger Beendigung des Dienstverhältnis-
ses eines Abfindung II., wenn für das letzte Geschäftsjahr, das vor Beendigung des 
Anstellungsvertrages abgeschlossen wurde, ein Anspruch auf eine variable Vergütung 
gemäß dem vorliegenden Anstellungsvertrag bestand/besteht. Der Referenzwert II. für 
die Abfindung II. entspricht einem Zwölftel der variablen Vergütung des vorausgehen-
den Geschäftsjahres. Der Referenzwert wird mit der Anzahl der noch verbleibenden 
Monate der Restlaufzeit des Anstellungsvertrages (bei nicht vollen Monaten entspre-
chend anteilig) multipliziert. Ein LTI- Bonus wird bei der Berechnung des Referenzwer-
tes II. nicht berücksichtigt. Die Abfindung ist der Höhe nach begrenzt auf das maximal 
Achtzehnfache der jeweils geltenden Referenzwerte (Abfindungscap). Vorstehende 
Regelungen finden keine Anwendung, wenn der Widerruf der Bestellung gemäß § 84 
Abs. 3 AktG aus vom Vorstand zu vertretenden wichtigem Grund erfolgt. In diesem Fall 
ist die Gesellschaft berechtigt, auch den Anstellungsvertrag aus wichtigem Grund zu 
kündigen. Eine Abfindung gemäß vorstehender Ausführungen steht dem Vorstand in 
diesem Fall nicht zu. Legt der Vorstand sein Amt ohne wichtigen Grund nieder, kann 
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die Gesellschaft den Anstellungsvertrag außerordentlich kündigen. Eine Abfindung 
steht dem Vorstand in diesem Fall nicht zu.  

 
2.10. Hinterbliebenenbezüge 
 

Im Todesfall von Christian Maar erhalten die Witwe oder unterhaltsberechtigte Kinder 
Festbezüge für 6 Kalendermonate nach dem Sterbemonat, d.h. 220.000 EUR. Die Ge-
sellschaft hat innerhalb des Geschäftsjahres 2023 hiefür keinen Betrag aufgewandt. 
 

 
II. Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

 
1. Grundzüge der Aufsichtsratsvergütung  
 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist in § 4.6 der Satzung der 11 88 0 Solutions 
AG wie folgt festgelegt: 
 

„§ 4.6 
Vergütung des Aufsichtsrats 

 
(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält außer dem Ersatz seiner Ausla-

gen eine feste jährliche Vergütung in Höhe von EUR 15.000,00. Für den 
Vorsitzenden erhöht sich die Vergütung auf das Dreifache, für den stell-
vertretenden Vorsitzenden auf das 1,5-Fache. Aufsichtsratsmitglieder, 
die nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat an-
gehört haben, erhalten eine im Verhältnis der Zeit geringere Vergütung. 
Die Vergütung ist jeweils zahlbar nach der Hauptversammlung, die über 
die Entlastung des Aufsichtsrats für das abgelaufene Geschäftsjahr be-
schließt. Die auf die Vergütung zu zahlende Umsatzsteuer wird von der 
Gesellschaft erstattet. Hat das Mitglied nicht an mindestens 75% der Sit-
zungen des Aufsichtsrats in einem Geschäftsjahr teilgenommen, min-
dert sich die Vergütung um 50%.  

 
(2) Zusätzlich zur Grundvergütung gemäß § 4.6 (1) wird die Mitgliedschaft 

in einem Ausschuss des Aufsichtsrats mit einem jährlichen Pauschalbe-
trag von EUR 1.000,00 vergütet. Für einen Ausschussvorsitzenden er-
höht sich die Vergütung auf das Doppelte. Voraussetzung ist, dass der 
Ausschuss während des Geschäftsjahres getagt hat und das Mitglied 
tatsächlich an mindestens einer Sitzung des Ausschusses teilgenom-
men hat. Die auf die Vergütung zu zahlende Umsatzsteuer wird von der 
Gesellschaft erstattet.“ 

 
Die in § 4.6 der Satzung der 11 88 0 Solutions AG niedergelegte Vergütung der Auf-
sichtsratsmitglieder basiert auf den folgenden Erwägungen, die nach Auffassung von 
Vorstand und Aufsichtsrat nach wie vor Gültigkeit haben:  
 
Die Vergütung des Aufsichtsrats besteht aus den folgenden Elementen: 
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- einer Festvergütung (Grundvergütung zuzüglich eines jährlichen Pauschalbe-

trags für Mitgliedschaften in Ausschüssen) und 
 
- einem Auslagenersatz einschließlich einer Erstattung der ggf. auf die Aufsichts-

ratsvergütung entfallenden Mehrwertsteuer. 
 
Die Vergütung ist jeweils zahlbar nach der Hauptversammlung, die über die Entlastung 
des Aufsichtsrats für das abgelaufene Geschäftsjahr beschließt. 
 
Das Vergütungssystem für die Aufsichtsratsmitglieder berücksichtigt die gesetzlichen 
Vorgaben sowie die Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance Kodex.  
 
Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist insgesamt ausgewogen und steht in ei-
nem angemessenen Verhältnis zu der Verantwortung und den Aufgaben der Aufsichts-
ratsmitglieder sowie zur Lage der Gesellschaft. Ferner ist die Aufsichtsratsvergütung 
marktüblich und geeignet, um leistungsfähige Mandatsträger zu gewinnen und auf die-
sem Wege für eine angemessene Überwachung und Beratung des Vorstands zu sor-
gen.  
 
Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder besteht in einer reinen Festvergütung. Eine 
variable, erfolgsabhängige Vergütung wird nicht gezahlt. Die Gesellschaft ist der Auf-
fassung, dass durch die Beschränkung auf eine reine Festvergütung die Überwa-
chungs- und Beratungsfunktion des Aufsichtsrats bestmöglich gefördert wird und damit 
zur langfristigen und nachhaltigen Entwicklung der Gesellschaft beiträgt. Der Verzicht 
auf eine erfolgsabhängige Vergütung vermeidet zum einen etwaige Fehlanreize, die 
für die Aufsichtsratsmitglieder gesetzt werden könnten. Ferner trägt eine konstante, 
erfolgsunabhängige Festvergütung auch dem Umstand Rechnung, dass sich der Über-
wachungs- und Beratungsaufwand des Aufsichtsrats nicht notwendig synchron zu ei-
ner positiven oder negativen Geschäftsentwicklung der Gesellschaft entwickelt. Im Ge-
genteil zeigt sich oftmals im Falle einer negativen Geschäftsentwicklung ein erhöhter 
Überwachungs- und Beratungsaufwand. Die Gesellschaft ist daher der Auffassung, 
dass die erfolgsunabhängige Vergütung der Überwachungs- und Beratungsfunktion 
des Aufsichtsrats am besten Rechnung trägt. Dies steht auch im Einklang mit der An-
regung G.18 des deutschen Corporate Governance Kodex in der Fassung vom 28. 
April 2022, nach der die Vergütung des Aufsichtsrats in einer Festvergütung bestehen 
sollte.  
 
Der höhere zeitliche Aufwand des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzen-
den des Aufsichtsrats wird dadurch berücksichtigt, dass die Festvergütung für den Vor-
sitzenden des Aufsichtsrats das 3,0-fache und für den stellvertretenden Vorsitzenden 
des Aufsichtsrats das 1,5-fache der Vergütung von einfachen Aufsichtsratsmitgliedern 
betragen. Durch diese Differenzierung wird sichergestellt, dass der von dem Vorsitzen-
den und stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu leistende Mehraufwand 
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angemessen vergütet und darüber hinaus ein ausreichender Anreiz für Aufsichtsrats-
mitglieder geschaffen wird, die Position des Vorsitzenden oder stellvertretenden Vor-
sitzenden des Aufsichtsrats zu übernehmen. Die Differenzierung der Vergütung ent-
spricht insofern auch der Empfehlung G.17 des Deutschen Corporate Governance Ko-
dex in der Fassung vom 28. April 2022, nach der bei der Vergütung der Aufsichtsrats-
mitglieder der höhere zeitliche Aufwand des Vorsitzenden und des stellvertretenden 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats angemessen berücksichtigt werden sollen.  
 
Für die Mitgliedschaft in einem Ausschuss ist ein jährlicher Pauschalbetrag in Höhe 
von EUR 1.000,00 als Festvergütung vorgesehen. Auch in diesem Falle wird gemäß 
der Empfehlung G.17 des Deutschen Corporate Governance Kodex in der Fassung 
vom 28. April 2022 der höhere zeitliche Aufwand des Vorsitzenden angemessen be-
rücksichtigt, indem sich die Vergütung für den Ausschussvorsitzenden auf das Dop-
pelte erhöht. 
 
Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wird bei der 11 88 0 Solutions AG durch die 
Hauptversammlung im Wege einer Regelung in der Satzung festgelegt. Zu diesem 
Zweck unterbreiten Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversammlung einen Be-
schlussvorschlag.  
 
Gemäß § 113 Abs. 3 AktG ist bei börsennotierten Gesellschaften mindestens alle vier 
Jahre über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder zu beschließen. Dabei ist ein die 
Vergütung bestätigender Beschluss zulässig. Ferner ist eine erneute Beschlussfas-
sung über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder im Falle etwaiger Änderungen er-
forderlich.  
 
Die vorstehende Satzungsregelung zur Aufsichtsratsvergütung basiert auf einem Be-
schluss der ordentlichen Hauptversammlung 2021. Die ordentliche Hauptversammlung 
am 16. Juni 2021 hat die Satzungsregelung und das hinter dieser Regelung stehende 
Vergütungssystem gemäß § 113 Abs. 3 AktG bestätigt.  
 

2. Gewährte und geschuldete Aufsichtsratsvergütung 2023  
 
Die folgende Tabelle zeigt die im Geschäftsjahr 2023 den Mitgliedern des Aufsichtsrats 
im Sinne des § 162 AktG gewährte und geschuldete Vergütung: 
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 Grundvergütung 

(EUR) 
Ausschuss-
mitgliedschaft  
(EUR) 

Nebenleistun-
gen 
(EUR) 

GESAMT 
(EUR) 

Dr. Michael 
Wiesbrock Vor-
sitzender 

45.000 4.000 0 49.000 

Michael Thors-
ten Martin Amt-
mann 
Stellv. AR-Vorsitz  

22.500 2.000 0 24.500 

Dr. Silke Feige 
 

15.000 0 0 15.000 

Ralf Ruhrmann 15.000 1.000 0 16.000 

Leonard 
Kiedrowski 

15.000 0 0 15.000 

Sandy Jurk-
schat 

15.000 1.000 0 16.000 

 
Die nachfolgende Tabelle zeigt eine vergleichende Darstellung der jährlichen Verän-
derung der Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats mit der Ertragsentwicklung der 
Gesellschaft der letzten fünf Jahre: 
 
 2023 

gegenüber 
2022 

2022 
gegenüber  
2021 

2021 
gegenüber  
2020 

2020 
gegenüber  
2019 

2019 
gegenüber  
2018 

Entwicklung Aufsichtsratsvergütung (in %) 
Dr. Michael 
Wiesbrock Vor-
sitzender 0 0 2 0 0 

Michael Thors-
ten Martin Amt-
mann 
Stellv. AR-Vorsitz  

18 29 92 - - 

Dr. Silke Feige 
82 100 - - - 

Ralf Ruhrmann 
0 0 0 91 - 

Leonard 
Kiedrowski 0 0 80 - - 

Sandy Jurk-
schat 
 
 
  

0 0 80 - - 
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 2023 
gegenüber 
2022 

2022 
gegenüber  
2021 

2021 
gegenüber  
2020 

2020 
gegenüber  
2019 

2019 
gegenüber  
2018 

Entwicklung der Vergütung der Arbeitnehmer auf Vollzeitäquivalenzbasis (in %) 
Oberer 

Führungskreis 
-9 2 -4 -2 2 

Belegschaft 16 7 4 6 0 

Ertragsentwicklung (in %) 
Jahresergeb-

nis3 
19,2 -43,35 52,9 -19,3 68,2 

EBIT 
(Konzern)4 

17,3 -922,85 87,6*5 -26,1 30,8 

 
 
 
 
________________________________  _________________________________ 
Für den Vorstand     Für den Aufsichtsrat 
Christian Maar     Dr. Michael Wiesbrock 
(Vorstand)      (Aufsichtsratsvorsitzender) 

 
 

*** 

 
3 Das Jahresergebnis ist der Jahresüberschuss bzw. -fehlbetrag der 11 88 0 Solutions AG (Einzelab-
schluss) gemäß § 275 Abs. 2 Nr. 17 HGB. 
4 Die 11 88 0 Solutions AG definiert das EBIT auf Konzernebene wie folgt: Konzernergebnis vor Zinsen 
und Steuern.  
* Korrigierte Umsatzzahl im Bereich Media nach Fehlerkorrektur 
5 Rückwirkende Anpassung an die geprüften, testierten und veröffentlichten Konzern-Jahresabschlüsse 
/ HGB-Abschlüsse der 11880 Solutions AG, da im Jahr 2022 und 2021 vorläufige Daten verwendet 
wurden, die aufgrund Nachbuchungen und Prüfungsfeststellungen Änderungen unterlegen haben. 
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DEE00107751.1.1 

Vermerk des unabhängigen Wirtschaftsprüfers über die Prüfung des Vergütungsberichts nach 

§ 162 Abs. 3 AktG 

An die 11 88 0 Solutions AG, Essen 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Vergütungsbericht der 11 88 0 Solutions AG, Essen, für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 daraufhin formell geprüft, ob die Angaben nach § 162 Abs. 1 

und 2 AktG im Vergütungsbericht gemacht wurden. In Einklang mit § 162 Abs. 3 AktG haben wir 

den Vergütungsbericht nicht inhaltlich geprüft. 

Nach unserer Beurteilung sind im beigefügten Vergütungsbericht in allen wesentlichen Belangen 

die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht worden. Unser Prüfungsurteil erstreckt sich 

nicht auf den Inhalt des Vergütungsberichts. 

Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Vergütungsberichts in Übereinstimmung mit § 162 Abs. 3 AktG un-

ter Beachtung des IDW Prüfungsstandards: Die Prüfung des Vergütungsberichts nach § 162 Abs. 3 

AktG (IDW PS 870 (09.2023)) durchgeführt. Unsere Verantwortung nach dieser Vorschrift und 

diesem Standard ist im Abschnitt „Verantwortung des Wirtschaftsprüfers“ unseres Vermerks wei-

tergehend beschrieben. Wir haben als Wirtschaftsprüferpraxis die Anforderungen des IDW Quali-

tätsmanagementstandards: Anforderungen an das Qualitätsmanagement in der Wirtschaftsprüfer-

praxis (IDW QMS 1 (09.2022)) angewendet. Die Berufspflichten gemäß der Wirtschaftsprüferord-

nung und der Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer / vereidigte Buchprüfer einschließlich der An-

forderungen an die Unabhängigkeit haben wir eingehalten. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats 

Die gesetzlichen Vertreter und der Aufsichtsrat sind verantwortlich für die Aufstellung des Vergü-

tungsberichts, einschließlich der dazugehörigen Angaben, der den Anforderungen des § 162 AktG 

entspricht. Ferner sind sie verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig erach-

ten, um die Aufstellung eines Vergütungsberichts, einschließlich der dazugehörigen Angaben, zu 

ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen 

(d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 

Verantwortung des Wirtschaftsprüfers 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob im Vergütungsbericht in 

allen wesentlichen Belangen die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht worden sind, und 

hierüber ein Prüfungsurteil in einem Vermerk abzugeben. 



 



       Original liegt vor



 



Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der 
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung 
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern 
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber 
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit,
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu 
machen, bleibt unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die 
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle 
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.  

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung 
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen  

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht.
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